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Deut ſchlan d. 


5 Die deutſche Verfaſſungsfrage ſcheint in eine neue 

shaſe getreten. Nach Mittheilungen, die uns von verſchiedenen 

eiten zugehen und die wir für begründet halten, iſt am 26. Febr. 
zwiſchen den Regierungs bevollmächtigten von Baiern, Württem⸗ 
berg und Sachſen eine Uebereinkunft über die deutſche Verfaf⸗ 
ſungsangelegenheit abgeſchloſſen und unterzeichnet worden. Oe⸗ 
ſterreich hat, allem Auſcheine nach, fein Einverſtändniß mit dieſem 
Werke, im Ganzen wie in ſeinen Theilen, im voraus ausgeſpro⸗ 
chen. Hannover aber, auf deſſen Beitritt mau bis auf die letz⸗ 
ten Zeiten gerechnet haben mochte, hat ſich bei dieſer Uebereinkunft 
vom 26, Febr. nicht betheiligt. Dort iſt der von den Einen gehoffte, 


von den Anderen gefürchtete Miniſterwechſel beſeitigt worden. Stüve 


bleibt, Graf Bennigſen iſt nach Wien, um Aufklärungen zu geben, 
und der König, der ſich Oeſterreich nur genähert hatte, um der allzu 


engen Umarmung Preußens loszumachen, erwehrt ſich nun ebenſo 
einer Umklammerung durch Oeſterreich und eines Hineinziehens in 


die ſüddeutſche Politik. Stüve ſtellt in der Hannover'ſchen Zeitung 
wieder feine geiſtvollen eritiſchen Betrachtungen an, was man Alles 
in Oeſterreich, Preußen und ganz Deutſchlaud gefehlt habe; aber 
was Hannover will, ſagt er nicht, es wäre denn die einfache Rück⸗ 
kehr zum alten Bundestage, deſſen voreiliges Aufgeben ſehr be⸗ 
klagt wird, während man Oeſterreich fagt: ihm bleibe kein an⸗ 
deres Verhältniß zu Deutſchland als das der Union nach Art 
des Radowitz'ſchen Plans. Iſt Dies der Fall, fo begreift man 
nur nicht, warum Hannover ſich vom Dreikönigsbündniß losge⸗ 


ſagt und warum die hannover' ſchen Miniſter in ſo vielen Noten | 


und Denkſchriften die Hannover' ſche Zeitung in hundert Leitar⸗ 
tikeln in beweglichſten Worten geſchildert haben, wie Oeſterreich 
bei der neuen Verfaſſung Deutſchlands mitbetheiligt fein müſſe 
gleich allen anderen Staaten. Jetzt wird ſogar die von Oeſter⸗ 
reich dargebotene Zolleinigung, die doch ein integrirender Theil 
ſelbſt der Gagern' ſchen und Radowitz'ſchen Union wäre, mit 
Bitterkeit von Hannover beſtritten, als ein Misgriff, als ein 
wegen ſeiner Unausführbarkeit gleichgültiger Schritt bezeichnet. 
Hebe jener Plan doch die hannoverſchen Flußzölle auf, von Hor⸗ 
mayr bekanntlich nur die Stader Piratenzölle genannt. (Allg. Z.) 

Wien, 1. März. Die deutſchen Verhältniſſe ſcheinen 
in immer unentwirrbarere Verwickelungen zu gerathen, der 
deutſche Dualismus iſt nun auch in die deutſchen Cabinete ges 
tathen: Preußen verbindet ſich auf das engſte mit Oeſterreich in 
der Schweizerfrage und tritt mit gewaffneter Hand demſelben 
Oeſterreich in der deutſchen Frage entgegen. Oeſterreich an 
der Spitze des Vierkönigbündniſſes verlegt die Bundescommiſſion 
nach dem alten Frankfurt; dieſes alte Frankfurt aber votirt 
dem neuen Erfurt ein Vertrauensvotum, indem es ſich durch 
feinen Anſchluß an Preußen im engeren Bunde vertreten läßt. 
Das Cabinet zu Caſſel erfreute ſich der Spmpathieen des Lanz 
des; es wird zum Rücktritte genöthigt und ein anderes Minis 
ſterium wird gebildet, das als erſte Aeußerung 5 jungen 
Erſtehens die Abberufung des Abgeordneten Pfeiffer vom Ber⸗ 
liner Verwaltungs rathe verordnete. Der einftige Großdeutſche, 
Stüve in Hannover, wird ſein Portefeuille ee weil ſeine 
Politik ſich nach einer kleindentſchen Verbindung hinneigt und die 
württembergiſche Kammer ſteht als drohendes Geſpenſt des ra⸗ 


dicalen Volksgeiſtes in Schwaben vor der Thüre der deutſchen 
Cabinete und pocht mit eherner Fauſt an die Pforte der Au⸗ 
guſtinerkirche in Erfurt und des Thurn- und Tarisſchen Palais 
in Fraukfurt, während die Beamtenwahlen in die badiſche Kam⸗ 
mer ein ganz friedliches und ruhiges Stillleben dem Miniſterium 
fern von neckenden Interpellationen und ſtörrigen Widerſpans zu 
gewähren verſprechen. Der 29. März öffnet das Erfurter Volks⸗ 
haus und der J. Mai fell das Frankfurter Juterim verabſchie⸗ 
den. Beſtändig Coalition und Colliſion; der Geiſt der deutſchen 
Einheit hat ſich in die Materie der deutſchen Zweiheit verkörpert 
und die Kleinſtaaterei und das Volt harren in ſtiller Ergebung 
der Dinge, die da über ihre Häupter kommen werden! 

Die deutſche Frage hat ſich nun zur Hyder geſtaltet mit 
100 Köpfen und jeder abgeſchlagene Kopf erzeugt in ſeinem 
Falle ein neues Haupt. Muß denn wirklich ein Herakles mit 
Schwert und Brand erſcheinen, um die deutſche Frage endlich 
zur Löſung zu bringen? Oder ſind dies blos die Einzelſtadien 
des Grundbaues zum großen deutſchen National- und Einheits⸗ 
werke. Wenn es erlaubt iſt, die feinen Spinnefädenprodukte 
diplematiſcher Webekunſt mit dem derben, Schutt und Mörtel 
in ſich bergenden Bauwerke zu vergleichen, ſo dünkt uns ein 
Bauriß von ſo vielen, nur ihre eigene Einzelrichtung verfolgen— 
den Architekten entworfen, als ein unausführbarer, der nur dann 
ſeine Ausführbarkeit und Möglichkeit erlangen kann, wenn die 
Einzelprojekte verſchwinden und die Einigung der Werkmeiſter 
zur Wahrheit geworden iſt. Oder ſoll hier das alte Eidgenoſſen⸗ 
land den Friedenaltar vorſtellen? Soll dies das Brennmaterial 
für die Opferflammen liefern, über denen hin ſich Hektor und 
Achilles die Hände zum ewigen Bunde reichen? 

Wir ſehen die Endlöſung der deutſchen Zerwürfniſſe nicht 
ab, ſo lange immer neue Knoten geſchürzt werden, anſtatt die 
früheren zu entwirren und unter ſolchen Wechſelfällen dürfte es 
wol nicht unwahrſcheinlich klingen, wenn man behauptet, daß 
nur mit Hülfe der Intervention, ſei es vom weſtlichen Albion 
oder vom öſtlichen Czarenreiche, der deutſche doppelköpfige Aar 
wieder dem einköpfigen deutſchen Reichsadler ſeine Rechte ein⸗ 
räumen müſſe; denn fo nothwendig die Parteien für den Staat 
ſind, damit ſie ihm in Leben und Thätigkeit erhalten, ſo ver⸗ 
derbenbringend iſt die Parteiung für den Bu nd, der in jeder 
Spaltung erlahmt und ſich dadurch ſelbſt zerftört.*) (W. Wdr.) 

Frankfurt, 27, Febr. Der politiſche Hortzont iſt mehr 
als je indüſtert; wohin wir blicken, mehr fallende als aufſtei⸗ 
gende Sterne für die Einigkeit der deutſchen Staaten. Es ſtände 
mehr zu verwundern, wenn der ganze Himmel des engeren deut⸗ 
chen Bundes zuſammenfiele, ehe eine Säule zu ſeiner Stütze in 
Erfurt gebaut wäre. Die Zeichen dazu ſind überall da. Wenn 
es ee Politiker unter den Deutſchen gäbe als ideale 
Doetrinäre, fo würde man ſich ſchon heute über Erfurt keine 
Täuſchungen machen. Nun die Thatſachen gegen den engeren 
Bund vorſchreiten, strengen ſich die Organe der Gothaer an, 
durch rohe Ausbrüche zuſammenzuwettern (12), was feiner Na⸗ 
tur nach nicht mehr zuſammenhalten will. Wenn es ſo fortgeht, 
wird dieſe Partei in Erfurt untergehen, wie die Demokraten 

„) Daß ebiger Artikel unter öſterteichiſchem Parteielnfluſſe geſchrieben, 


iſt unſchwer zu erkennen; es wird ſich der folgends hoffentlich wol mit feinem 
witzigeren Wiener Bruder, der ihm vorausgeht, vertragen konnen. 
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ihr parlamentariſches Wirkungsende in Frankfurt gefunden ha⸗ 
ben. Weit entfernt, einen folchen Zuſtand der Dinge als en 
freudigen zu begrüßen, können wir nur dieſen Ausgang der Re⸗ 
volutionen beklagen, weil er nichts als einen Herd mit Brenn⸗ 
ſtoff für alle Möglichkeiten ſchaffen wird. — Ueberall Auflöfung. 
Zu dem Interim wollen die Regierungen eine weitere Verlän⸗ 
gerungsfriſt als bis zum 1. März nicht mehr geben. Die zahl⸗ 
reichen Proteſte und Verwahrungen, die hier eingebracht wer⸗ 
den, zeugen von der Unzufriedenheit mit dem eigenen Eingehen 
in daſſelbe. Hannover hat ebenfalls einen Proteſt gegen die 
Militärconvention Braunſchweig's hier eingelegt, und die Be⸗ 
vollmächtigten ſtellen die Anforderung, daß ihnen die Verhand⸗ 
lungen des Interims mitgetheilt werden ſollen. Die Bedürfniſſe 
des Interims ſind gerade bis zum 1. Mai gedeckt. Der Gen. 
v. Radowitz wird nach Erfurt gehen und der Gen. v. Peucker 
ihn in Frankfurt vertreten. (Lpz. Z.) 

Berlin, 27. Febr. Der Rücktritt des Hrn. v. Bodel⸗ 
ſchwingh aus dem Vorſitze des Verwaltungsrathes beſchäftigt 
die Gemüther noch immer ſehr. Man iſt von miniſterieller Seite 
in der Preſſe lebhaft befliſſen, der Sache ee Gewand 
zu geben; indeß wenn dabei die * eform“ ſagt, daß 
der Rücktritt des Hrn. v. Bodelſchwingh nur die einfache Folge 
der Ernennung des Hrn. v. Radowitz zum Vorſitzenden ſei, 
womit Hr. v. Bodelſchwingh durchaus übereinſtimme, fo möch⸗ 
ten wir noch die Gründe kennen, aus welchen die plötzliche Er⸗ 
nennung des Hrn. v. Radowitz und die vollkommene Zuſtim⸗ 
mung des Hrn. v. Bodelſchwingh entſprang. Ob dieſe Gründe 
harmoniſcher oder disharmoniſcher Natur waren, bleibt ſehr da⸗ 
hingeſtellt. 8 n (Dreson. Z.) 

Berlin, 1. März. Eine Verordnung zur Ausführung 
des Wahlgeſetzes für die erſte Kammer vom 6. Dec. 1848 
ſetzt die Wahlen auf den 4. —.— 1850 an. 

Berlin, 1. März. Der „Pr. St.⸗A.“ berichtigt die 
Nachricht, daß der König von ſeinem Fußübel inſoweit wieder⸗ 


— — 


hergeſtellt ſei, daß derſelbe wieder Audienzen ertheilen könne, 


Bun: „Dieſe Mittheilung ift durchaus unrichtig. Sr. Majeſt. 
ſin noch immer genöthigt, in liegender Stellung zu verharren. 
Audienzen haben ät noch wieder und 


für die nächſte Zeit era auch nicht im Stande fein.“ 
Berlin, 1. März. In Uebereinſtimmung mit einer ſchon 
üher gemachten Mittheilung erfährt man, daß das Miniſterium 
die Abſicht haben ſolle, die Kammern bereits wieder zum 
21. Juni einzuberufen, um die rückſtändig gebliebenen Geſetze 
zu erledigen. Es kann indeß dieſer Beſchluß wol nur als ein 
eventueller betrachtet werden, da je nach den Umſtänden die Ein⸗ 
berufung ſowol früher als ſpäter ſtatthaben dürfte. (A. 3. -C.) 
Berlin, 2. März. Der Verwaltungsrath hat in ſeiner 
eſtrigen I Bi die dem deutſchen Reichstage vorzulegende 

Juſag⸗Acte, o wie die Botſchaft der Regierungen zum Abſchluß 

gebracht und ferner die Hannoverſche Angelegenheit verhandelt. 
Berlin. Aus der Debatte über das Vereinsrecht in der 
Abendſitzung vom 16. Febr. in der zweiten Kammer tragen wir noch 
Folgendes nach“): Der Verichterſtatter Hartmann erkennt zunächſt 
das volle Recht des Miniſteriums zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes 
an; d. h. zur Reviſion der Verordnung vom 29. Juni 1849, zu 
dem die preuß. National-Verſammlung tretz der gröbſten Ueberſchrei⸗ 
tungen aller Art ſich nicht habe bewegen laſſen. Er ſagt unter An⸗ 
derem: Seitdem die Verordnung vom 6. April 1848 den Preußen bis 
dahin nicht gekannte Rechte gewährt hatte, entſtand bald eine ſolch' 


werden 


irrige Anſchauung ven Recht und geſetzlicher Freiheit, daß dasjenige, 


was die Einen als Recht und Freiheit für ſich in Anſpruch nahmen, 
in Unrecht und Freiheit gegen Andersdenkende ausartete. (Beifall.) 
Obwol auch die Hauptſtadt des Landes das unerhörte Schauſpiel er— 
leben mußte, daß die Natienal⸗Verſammlung angegriffen, Abgeordnete 
des Landes beſchimpft und thätlich mißhandelt, oͤffentliche Gebäude 
zerſtört und die Trophäen preußiſcher Siege geraubt und geſchaͤndet 
worden (Beifall), hatte dennoch weder die Natienal-Verſammlung, 
noch auch die aufgelöſte zweite Kammer (ob mit Recht oder ohne ihre 
Schuld, mag dahin geſtellt bleiben) ein Geſetz über das Vereins- und 
Verſammlungsrecht zu Stande gebracht. (Beifall rechts). — Nur bles 
in Bezug auf politiſche Clubs, d. h. ſolche Vereine, welche bezwecken, 
politiſche Gegenſtände in Verſam mungen zu erörtern, hat Ihre 
Commiſſion geglaubt auf Grund der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 
einige Beſchränkungen in Vorſchlag bringen müßen. Ihre Commiſſton 


) Die Verfpätung erklärt ſich theils aus dem Mangel an Raum für 
gleichzeitige fortlaufende Berichte über die preuß. Kammerdebatten (es kann 
überhaupt nur, wie bei den Kammern anderer, Länder, auf die wichtigſten 
Verhandlungen Rücksicht genommen werden), theils aus der fpäten Abliefe⸗ 
rung der ſtenographiſchen Verichte, deren Benutzung die Lauf. Ztg. beſonde⸗ 
rem perſönlichen Wohlwollen verdankt, und deren Vergleichung bei dem ſehr 
ark abweichenden Berichte der Breslauer- und der National-Zeitung gerade 
über die obige Verhandlung dringend geboten war. 


Abänderungen in dem Geſetze gemacht, und fie hatte 


iſt nemlich überzeugt, daß eine geordnete Organiſatien der politiſchen 
Clubs jede beſtehende Regierung zu untergraben und zu zerſtören droht, 
und daß eine Regierung durch die geordneten Gewalten nicht möglich 
iſt, wenn alle pelitifchen Clubs ſich berufen fühlen, ihr Gewicht in 
die Schale der Entſcheidung zu legen. (Bravo!) Ihre Commiſſien 


rechnet freilich nicht auf den Beifall derer, die in den Straßentumulten 


des Jahres 1848 nur den Ausdruck einer zum Bewußtſein gelangten 
ſittlichen Berechtigung finden, wol aber glaubt ſie der Zuſtimmung 
derer verſichert zu ſein, denen das Wohl des Landes wahrhaft am 
Herzen liegt, und die da wollen, daß unſer preußiſches Vaterland, 
unter der ruhmreichen Regierung unſeres angeſtammten Herrſcherhauſes, 
ſeine Stellung behaupte unter den Großmächten Europa's, eine 
Siellung, die auf den Siegen unſerer Heere beruht, aber auch durch 
den Sinn unſeres Volkes für alles Große und Edle dauernd gewähr⸗ 
leiſtet wird 
Der Min. d. Ju nern gibt hierauf Aufſchluß darüber, weshalb 
die Commiſſion, nicht eher (ſeit etwa drei Monaten hatte man in der Com⸗ 
miſſion zu keiner Einigung kommen können) den Bericht über das vorlie⸗ 
gende Geſetz erſtatten konnte, und Fährt dann auf die Sache eingehend fort: 
Das Verſammlungsrecht iſt ein fo natürliches, daß man ſich in der 
That fragen dürfte, inwiefern es nöthig ſei, es durch einen beſende⸗ 
ren Artikel der Verfaſſung noch beſonders zu gewährleiſten. Dies iſt 
indeß geſchehen, und ich glaube, es findet das ſeinen guten Grund 
darin, daß früher die Regierungen zu ängſtlich in dieſer Beziehung 
geweſen ſind. Bei der Berathung der Verfaſſung, meine Herren, 
haben Sie ſelbſt anerkannt, daß ein ſolchergeſtalt gewährleiſtetes Recht 
auch durch die Geſetzgebung in gewiſſe Regeln und Schranken einge⸗ 
ſchloſſen werden müſſe, nämlich zum Schutze der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit. Ein ſolches Geſetz liegt Ihnen jetzt vor. Es iſt 
ein octroyirtes Geſetz, auf Grund des ehemaligen Artikels 105 erlaf⸗ 
ſen. Die Regierung würde geglaubt haben, ſich einer ſchweren Vers 
antwortlichkeit auszuſetzen, wenn ſie das ihr gebotene Mittel im vor⸗ 
liegenden Falle nicht benutzt hätte. Es war dies das einzige Mittel, 
um aus gewiſſen Ausnahme-Zuſtänden, welche unerläßlich erſcheinen 
mußten, herauszukommen. Sofort nach Erlaß des Geſetzes haben 
dieſe Ausnahmezuſtände aufgehört; und ich glaube, Ihre Commiſſion 
hat ſich mit dem Wege, den die Regierung eingeſchlagen hat, mit 
art. Ihre C Ener iedene 
2 j azu meines 
Erachtens genügende Veranlaſſung. Einmal nämlich müſſen derglei⸗ 


chen auf Grund des Vorbehaltes der Verfaſſung e ſetze i 
mer mit der äußerſten Zurückhaltung n . 
daß das gegenwärtige Geſetz gerade einen Beweis labert ab 1 
nigen, welche glauben, mit jenem Artikel fei der Regierung ein 5 
weit greifendes, unbeſchränktes Recht der Geſetzgebung „eingeräumt 
eine irrige Anſicht haben, daß dem vielmehr nicht fo iſt, weil die 
Regierung bei Erlaß eines ſelchen Geſetzes ſich in ſehr engen Schran⸗ 
ken zu bewegen hat. Zweitens aber lagen Ihrer Commiſſten die 
Erfahrungen vor, welche inzwiſchen gemacht waren. Ich habe Ih⸗ 
rer Coumiſſien alle diejenigen Wahrnehmungen mittheilen laſſen 
welche die verſchiedenen Polizei⸗Behörden der einzelnen Provinzen jeits 
her bei Handhabung des Geſetzes gemacht hatten, und ich glaube, 
air ha a wird ſich überzeugt haben, daß nicht das Recht des 
SH es, ſich zu verſammeln, wohl aber das Beſtreben einer den Um⸗ 
ſturz wollenden Partei jede Lücke des Geſetzes benutzt hat, um ihre 
Cee Zwecke zu fördern. Dieſe Lücken auszufüllen, iſt Ihre 
e N bemüht geweſen, und ich ſage ihr dafür meinen aufrich⸗ 
tigen Dank. Ich erkenne die Abänderungen, welche von ihr vorge⸗ 
ſchlagen find, als Verbeſſerungen an. Sie bezwecken nicht, das Vers 
einorecht zu vernichten und die Volksfreiheit, wie man gewöhnlich 
ſagt, zu beeinträchtigen, aber fie beabſichtigen, das Volk zu ſchützen 
vor den Verführern; ſie beabſichtigen eine Regierung, eine ſtarke Res 
gierung, wie fie unſer Land ver allen Dingen braucht, möglich zu 
Bene und deshalb erlaube ich mir bei Eingang der Verhandlung die 
änderungen, welche Ihre Commiſſion vorgeſchlagen hat, zur Anz 
nahme A keen (Berti. folgt.) 
Dreslau, 26. Febr. In Betreff der Unterſuchungsſa 
gegen den Grafen Oscar Reichenbach auf Wente 15 
Koſel) wegen Hochverraths (reſp. Detheil gung an der Fortſetzun 
des Fraukfurter, dem ſog. Stuttgarter Parlamente im vor. J 
hat das Obertribunal einen neuen Schritt gethan. Nach Melk 
dung der N. Od.⸗Ztg. hat der genannte oberſte Gerichtshof 
beſchloſſen: daß, da das Kgl. Schwurgericht zu Oppeln, an 
welches die Sache verwieſen war, durch bewieſene Widerſpänſtig⸗ 
keit des daſigen Kgl. Kreisgerichts unſähig zur Verhandlung und 
Cutſcheidung iſt, und der Oberſtaatsanwalt gehört worden, die 
Sache nunmehr an das Kgl. Schwurgericht zu Breslau zu ver⸗ 
weiſen ſei. (Bresl. Z.) 
. Davern. München, 26. Febr. Man ſpricht ſei 
einigen Tagen von einem neuen Anlehen, welches nee 
regierung beabſichtigen ſoll, und bezeichnet 14 Millionen Gulden 


+ 
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als den Betrag deſſelben, angeblich nicht zur Deckung eines etz | 


waigen Defieits im ordentlichen Staatshaushalte, ſondern zum 
Eiſenbahnbau (namentlich von Bamberg nach Aſchaffenburg). 
ach einem in Handelsbriefen aus Wien enthaltenen Gerüchte 
ſoll auch die öſterreichiſche eine ein neues Anlehen 
beabſichtigen, ein Umſtand, welchem zum Theil das Fallen der 
efterreicijchen Staatspapiere in der jüngſten Zeit A 
ird. ( C. 


Karlsruhe, W. Febr. Die Stände des Landes ſind 

auf den 4. März einberufen worden. 
3 urheſſen. Caſſel, 26. Febr. In der heutigen 
Sitzung beantragte Hr. Bayrhoffer, die Stände-Ver⸗ 


ammlung möge erklären, daß fie in der Ernennung des ges | 


genwärtigen Miniſteriums keine Erfüllung der landesherrlichen 
Zuſage vom 12. März 1848 — nur Männer, welche das Ver⸗ 
trauen des Landes beſitzen, in's Miniſterium zu berufen — erblicke 
und ſich gegen alle nachtheiligen Folgen verwahre. Der Präſi⸗ 
dent gab anheim, dieſen Antrag näher zu begründen, wenn das 
Miniſterum anweſend ſei. Hr. Nebelthau erklärte, daß die⸗ 
jenige Seite des Hauſes, welche das Miniſterium bisher unter⸗ 
ſtützt, nunmehr die Oppoſition übernehmen, jedoch erſt das Pro⸗ 
ramm des neuen Miniſteriums erwarten werde. Hr. VBayrhoſ⸗ 
er ſetzte die Begründung des Antrags bis zur Anweſenheit des 
Miniſteriums aus. Die Miniſter kamen um 12; Uhr. Min. 
Haſſenpflug verlas das Programm und entfernte ſich wieder. 
Die Verhandlung über Hrn. Bayrhoffer's Antrag wurde fort⸗ 
geſetzt und derſelbe fat einſtimmig angenommen. (K. A. Z.) 
Hanau, 20. Febr. Die ſchwurgerichtliche Ver⸗ 
ln: gegen die hier inhaftirten, der Theilnahme an der 
rmordung der deutſchen Reichstagsabgeordn. Fürſt Felix Lich⸗ 
nowsky und General H. v. Auerswald Angeklagten mußte bes 
kanntlich auf den 8. April, alſo um 4 Wochen, vertagt werden. 
Zur vollkommenen Inſtruirung des Proceſſes, welcher wol Wo⸗ 
chen einnehmen wird, wurde das ſehr anſehnliche etenvolumen 
der in Frankfurt gegen die, bis auf zwei gegen juratoriſche 
Caution ſämmtlich auf freiem Fuße befindlichen Angeſchuldigten 
der Theilnahme an dem Barricadenkampfe vom 18. Sept. 1848 
geführten Unterfuchung hierher gebracht. Dieſen Arten liegen 
u. A. auch lithographirt die am 17. Sept. auf der Pfingſtweide 
zu Frankfurt von Schlöffel, Simon, Zitz u. ſ. w. an's Volk 
gehaltenen Reden bei, ein Beweis, daß ſie damals durch Ste⸗ 
nographen nach eſchrieben wurden. Wie man vernimmt, ſo be⸗ 
ſchäftigt ſich übrigens einer unferer Obergerichts-Auwälte, welcher 
der conſervativen Partei angehört, mit der Herausgabe einer 
actenmäßigen Darſtellung der blutigen Frankfurter Ereigniſſe 
vom 18. September 1848. (Caſſ. 3.) 


Deiterreichifebe Länder. 

Wien, 12. Febr. Als letzte Ueberbleibſel der ungariſchen 
Kämpfe im Jahre 1849 ſaß in Brünn eine Anzahl von preu⸗ 
ßiſchen und ruſſiſchen Staatsangehörigen in Haft, 
welche, in den Gebirgspäſſen Mährens und Schleſiens herum⸗ 
irrend, oder des Verſuches verdächtig oder geſtändig, ſich nach 
Ungarn zu den Infurgenten durchſchleichen zu wollen, aufge 

riffen worden waren. Die Mehrzahl derſelben war des Ver⸗ 

fi es des Hochverrathes durch die Gerichte beanzeigt; nichts⸗ 
deſtoweniger hat der Kaiſer die Leute von der weiteren Unter⸗ 
ſuchung enthoben und über die Grenze bringen laſſen. Auf ſolche 
Weiſe iſt der vorlängſt aus Breslau entwichene Artill. = Lieut. 
Fiebig wieder nach Schleſien zurückgekehrt. (W. Wir.) 

Wien, 27. Febr. Die heutige Wiener Zeitung enthält 
den Vortrag des Juſtizminiſters und die hierüber erfolgte kaiſer⸗ 
liche Genehmigung betreffs der Einführung einer allgemeinen 
Wechſelordnung für das Kaiſerthum Oeſterreich und die Er⸗ 
laſſung von Beſtimmungen über das Verfahren in Wechſelſachen. 
Auch ih in den letzten Tagen das neue Stempel-TarzGefeß ver⸗ 
Öffentlicht worden. , . | k 

Wien, 27. Febr. Ein Reiſender aus Siebenbürgen 
berichtet, daß ein ſtarkes ruſſiſches Armeccorps an der Grenze 
dieſes Landes beim Paſſe von Ditos ſich anſammelt und daß in 
dortiger Gegend die Nachricht verbreitet war, ſie würden von 
Neuem ins Land einrücken, während die öſterreichiſchen Truppen 
ur Verſtärkung der Truppenkörper in Italien und an der deut⸗ 
ſchen Grenze verwandt werden ſolle, oder, nach den Worten des 
ruſſiſchen Gen. Lüders, „damit I eſterreich freie Hand in Italien 
bekomme und Preußen die Spitze, bieten könne.“ (D. Ref.) 

Prag, 25. Febr. Die militäriſchen Vorkehrungen, wie 
z. B. die Errichtung mehrerer Feldapotheken und Anſchaffung 
von Medicamenten, deuten hinlänglich darauf hin, daß das böh⸗ 
miſche Armeecorps nicht lange in Unthätigkeit verbleiben dürfte. 

mals (Schl. Ztg.) 


Frankreich. 

Paris, 26. Febr. Die Nacht vom 24. auf den 25. 
Febr. hat ſich durch halbofficielles Verſchwinden der Immortellen⸗ 
Kränze, welche am 24, Febr. am Fuße der Juliſäule niederge⸗ 
legt worden waren, ſehr auffallend vor den anderen höchſt gleich⸗ 
gültigen Nächten ausgezeichnet und eine merkbare Aufregung in 
der Hauptſtadt hervorgerufen. Der Min. des Innern Ferd. 
Barrot betrat deshalb unaufgefordert die Rednerbühne und erklärte, 


daß ein ſolcher Aet als eine „Entweihung“ angeſehen werden 


müſſe und daß der Polizeiagent, welcher dieſelbe befohlen, bereits 
abgeſetzt worden ſei. Die Kränze ſind wieder an den Ort ihrer 
Beſtimmung gebracht worden. — Zwei franz. Linienregimen⸗ 
ter haben in Rom Befehl erhalten ſich alsbald nach Fraukreich 
einzuſchiffen. (pz. Z. 
Paris, 27. Febr. In wohl unterrichteten Kreiſen geht 
das Gerücht, der Gen. Changarnier ſei beſtimmt, das Com⸗ 
mando der Oſtarmee zu übernehmen, die im Augenblicke zur 
Mobilmachung zuſammengezogen wird. Man beginnt den Aus⸗ 
bruch eines europäiſchen Krieges mit kommendem Frühjahr ziem⸗ 
lich allgemein für unvermeidlich zu halten. — Die Regierung 
hat ſich durch die große Entwerthung des Grundeigenthums in 
Algerien veranlaßt geſehen, den Käufern von Staatsländereien, 
die eine Rente als Kaufpreis zu entrichten haben, die Hälfte der⸗ 
ſelben zu erlaſſen und noch andere Vortheile zu gewähren um 
denſelben die Entrichtung ihrer Schuld an den Staat zu erleich⸗ 
tern. In dieſem Augenblick beſchäftigt man ſich mit der 
Bildung einer Legion für den Papſt unter dem Befehle des 
Gen. St. Amand, der im Auslande zu dienen ermächtigt wor⸗ 
den iſt. Die Legion ſoll auf 12,000 Mann gebracht werden. 
(Cöln. Z.) 


Dänemark. 

Brief eines Berliner Dänen nach Wien. Berlin, 
27. Febr. Die däniſche Antwort auf die preußiſche Note ertheilt 
dem Hrn. Schleinitz Unterricht in der Logik und nimmt kein Jota 
von den Erklärungen der Thronrede zurück. „Fädrelandet“, ein 
halbofficielles däniſches Blatt, brachte aus Veranlaſſung der preus 
ßiſchen Note einen maßloſen heftigen Schimpfartikel gegen Preu⸗ 
ßen voll des Hohnes und Spottes gegen die preußiſche Politik 
und den preußiſchen König. Dieſer Artikel machte ſehr böſes 
Blut in den offieiellen Kreiſen, das Miniſterium ließ durch den 
Geſandten in Copenhagen Beſchwerde über dieſe Sprache eines 
halboffieiellen Blattes führen. Der däniſche Miniſter leugnete 
eine Verbindung der Regierung mit dem Journale, erklärte aber 
zugleich, daß ihm unter der Preßfreiheit kein Mittel gegeben ſei, 
die Sprache der Zeitung in einer der preußiſchen Regierung an⸗ 
genehmen Weiſe zu zügeln. — Als Erſatz für die däniſchen 
Schmähungen brachten die preußiſchen Correſpondenten in den 
miniſteriellen Zeitungen die Notiz, die däniſchen Miniſter hätten 
erklärt, den Paſſus der Thronrede nicht verantworten zu können: 
der König ſetze ſich zuweilen in einen gewiſſen Zuſtand und in 
einem ſolchen, habe er eben jene gerügte Aeußerung der Thron⸗ 
rede gemacht. Wir wiſſen nicht, ob die Kgl. Zeitungen dadurch 
die Würde der Krone zu heben glauben, wenn ſie gegenſeitig die 
Träger derſelben der gemeinſten Leidenſchaften beſchuldigen. Die 
Friedensverhandlungen gehen 1 9 noch immer nicht vor⸗ 
wärts. Preußen hat nicht die Kraft noch Willen und Muth die 
Rechte der Herzogthümer zu vertreten, aber es möchte auch gerne 
„populär“ ſein, und kann deshalb nicht, wie es möchte, „badi⸗ 
ſche Ordnung“ in den zäher widerſpänſtigen Herzogthümern machen. 
Nach den geheimen Artikeln des Waffenſtillſtandes ift der däniſchen 
Statthalterſchaft das Recht vorbehalten, Schleswig militäriſch zu 
beſetzen, d. h. den Kampf mit Dänemaxk ſelbſt auszukämpfen. 
Es ſoll, wenn dieſer Fall eintritt, der Waffenſtillſtand zwiſchen 
Preußen und Dänemark nicht als gebrochen angeſehen werden, 
wenn nur Preußen beim Wiederausbruch des Kampfes ſeine 
Offiziere aus dem ſchleswig'ſchen Heere abruft. Dieſes Recht 
reclamirt jetzt die Statthalterſchaft, um mit eigenen Kräften der 
heilloſen, Wirthſchaft von Landesverwaltung der Herren Eulen⸗ 
burg⸗Tilliſch in Schleswig ein Ende zu machen. Die Auweſen⸗ 
heit des Departementschefs des Auswärtigen, Herr Harbau in 
Berlin hatte den Zweck, das preußiſche Cabinet zu bewegen, der 
Statthalterſchaft die freie Stellung einzuräumen, die bei Abſchluß 
des Waffenſtillſtandes gewahrt worden war. Wir wiſſen zur 
Zeit noch nicht, ob dieſe Unterhandlungen Erfolg hatten. Wir 
zweifeln jedoch, daß das Miniſterium ſich dazu entſchließen wird, 
die Entſcheidung über die Stellung der Herzogthümer aus der 
Hand zu geben, und damit feine eigene Unfähigkeit und die ohn⸗ 
mächtige Politik Preußens zuzugeben. Abſchlagen kann man die 
Forderung auch nicht ganz und ſo hat man denn im Interim 
ein Mittel gefunden, ſich aus der Affäre zu ziehen und den hei— 
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ligen Schein des nationalen Wollens zu behalten. Das Interim, 
ſagt das Miniſterium, und vor allem natürlich die öſterreichiſchen 
Mitglieder werden es nicht zugeben, daß im Norden wieder der 
Krieg, der nationale Krieg beginnen, und es würde dann wohl 
von Frankfurt aus an Preußen der Auftrag ertheilt werden, für 
die Erhaltung des Bundesfriedens zu ſorgen. neben verſteckt 
ſich alſo hinter das Interim, um der Statthalterſchaft den Rath 
ben zu können, die Entwickelung der Dinge abzuwarten, und 
ſie von der Wiederbeſetzung Schleswigs abzuhalten. Dänemark 
dagegen beharrt auch auf feinen Forderungen, indeſſen ſcheint 
es Lord Palmerſton doch übernehmen zu wollen, den „tapperen“) 
Danske“ den Dickkopf zurecht zu ſetzen und für feine Intrignen 
mit dem Kaiſer vom Eismeer ein wenig zu beſteafen. — Man 
will im „Foreign Office“ in London Nachrichten vor einem ges 
heimen Vertrage haben, den Dänemark vor Kurzem mit anderen 
Mächten abgeſchloſſen hat. Die Inſel Bornholm liegt dem 
Czar ſehr bequem, und Dänemark ſoll den Verluſt derſelben 
viel leichter verſchmerzen wollen, als den von Schleswig-Holſtein. 
England hat nicht Luſt, den feſten Punkt in der Oſtſee dem 
Czaren zu überlaſſen. Wenn Sie alſo in Wien an einem ſchö⸗ 
nen Morgen die Nachricht empfangen, eine engliſche Flotte habe 
der Oſtſee einen Beſuch gemacht, ſo werden ſie wiſſen, daß 
Meiſter Palmerſton feine Aufgabe fortſetzt, den kleinen Seeſtaa⸗ 
ten — ob ſie nun Griechenland oder Dänemark heißen — ihr 
Coquettiren mit dem Czar zu verleiden. — Aber Rußland wird 
es eben fo: wenig anſehen mögen, daft England Bornholm nimmt, 
und es kann fo geſchehen, daß der Contretanz, den man in den 
griechiſchen Gewäſſern erwartet, in der Oſtſee zur Aufführung 
kömmt. 
„) Der Wiener „Wanderer“ druckt „lapperen“, was ganz ergötzlich an's 
däniſche „Lapperi“ ſtreift. 


Socialif ten und Communiſten in der Schweiz. 
(Nach Amedde Hennequinz Etudes sur ’Anarchie contemporaine,) 

2, Jeden Tag hört man ven der Rührigkeit ſprechen, welche die 

revelutienäre und aniſeciale Propaganda”). in der Schweiz eutfaltet. 


s Gebiet der Eidgenoſſenſchaft, welches an alle 
8 8 ae eh Be Ke Bub 
ſtätte, welche alle Centrebandtrer der Geſetzloſigkeit zum Ausgangs- 
punkte und Herde ihrer Thätigkeit ſich gewählt haben und von wo 
aus ſie mit ihren verderblichen Lehren alle benachbarten Länder über 
ſchwemmen. Nicht erſt seit geſtern, nicht erſt ſeit den beiden letzten 
Jahren der Revolutionen und Tumukte, dient die Schweiz den „Schanz⸗ 
gräbern“ des Communismus zur ſicheren Zuflucbtöftätter Schon ſeit 
lange her finden dieſe dert den Stoff zu ihren Experimenten (Verſu⸗ 


chen); alle jene barocken und ſinnloſen Gedanken, welche ſeit 1848 


aus den geheimen Tiefen emporgeſtiegen ſind bis zur Oberfläche der 
Geſellſchaft, wurden ſchon lange vorher in den Cantonen Waadt, Genf, 
Bern und einigen anderen unter gelehrigen Schülern verbreitet und 
gepredigt, und find dert ſchon längſt beimiſch geworden. — Darüber 
handelt ſehr genau ein intereſſantes nächſtens erſcheinendes Werk:; 
„Sindien über die Anarchie (Geſetzleſigkeit) unſerer Zeit, von Amedtke 

Henneguin.“ Es iſt dies Werk nach officiellen Aetenſtücken und 
Berichten, die auf Befehl der Regierungen mehrer Schweizercantone 
gedruckt worden ſind, bearbeitet worden. 

Aus der Durchſicht dieſer mit äußerſt merkwürdigen Auszugs⸗ 
berichten angefüllten Blatter ergibt ſich, daß die heutigen Geſetzloſig⸗ 
keitsprediger nicht Alles ſelbſt erfunden, was ſie der Mitwelt als neu 

darbieten. Die Männer, welche die Hauptrelle in der Verbreitung 
des Socialismus und Communismus in der Schweiz geſpielt haben, 
und meiſt längſt nicht mehr dert leben, waren Dölecke, Marr, 
Weizling, Schmidt, Becker und Albrecht. 

Wie in allen ſolchen Fällen, war unter ihnen ſehr wenig Ci⸗ 
nigkeit, ſewel in ihren Lehren, als auch in ihrer Geſinnung. So 
waren der Schneider Weitling und der Lohgerber Schmidt die Begrün⸗ 
der des ſyſtematiſchen Communismus, während Dolecke und Marr, 
gelehrter und gebildeter, noch die perſönliche Freiheit des Einzelnen 
in Schutz nahmen. Aber Alle ſind ſie in einem Punkte einverſtan⸗ 
den, in Betreff der Nothwendigkeit, die gegenwärtige Geſellſchafts⸗ 
„ordnung zu vernichten. Die Anhänger Jener find die Tacliker, welche 

unmittelbar den entſcheidenden Kampf in Angriff nehmen, dieſe die 
Klügeren und Bedächtigeren, gleichſam die Pelitiker des Communis⸗ 
mus. Deſſenungeachtet haben ſich beide Fractienen vereinigt, die 
reine Lehte des Cemmuniomus fallen zu laſſen, um ſicherer iht ge⸗ 
melnſames Ziel zu erreichen. Sie begriffen, daß es ſehr ungeſchi 

wäre, Pläne für Organiſatien und Schulſpſteme aufzuſtellen, ehe ſich 


„ d. b. die gegen die vorhandenen geſellſchafttichen nde und alle 
gauche Ordnung en Segeln ſo nie Macke Ne de 
ine der Umſturzpartet. Bin 
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der revolutionäte Geiſt in ſeiner ganzen Thaikraft entfaltet babe. So 
ſagte der Communiſt Weitting: „Ich verachte die Freiheit, euer 
Gotzenbild; es iſt eine bloße Cbimäre (Trugbild). Welche Albernheit 
iſt es, welche Dummheit, ſich bei den Ausſichten auf eine Reforu 
der geſellſchaftlichen Zuſtände und ſelbſt auf eine Staatsrevelutien 
zu beruhigen. Was nützen die Bürgerrechte und Verfaſſungen, ſo 
lange die Bedürfniſſe des Leibes nicht befriedigt werden. Pfut! über 
dieſe Politik! Fert mit euren hohlen Deelamatienen. Wenn ihr 
glücklich und wirklich frei fein wollt, ſe wellen wir an der Verfaſ⸗ 
jung des Eigenthums arbeiten, welches die Urſache aller unſerer Lei⸗ 
den iſt, und für Einführung des Communismus, der alleinigen Quelle 
aller Freuden, wirkſam Sein.“ 5 
Aandererſeits vergöttern Marr und Dölecke den Menſchen und 
ſchaffen Gott ab. Sie fallen deshalb ſogar über Veltäre und Diderot 
her. „Arme Philoſophen,“ ſagt Doͤlecke, „die nie daran dachten, 
den Menſchen als den Scheitelpunkt aller Dinge zu betrachten.“ Mart 
rühmt ſich der erſte geweſen zu ſein, welcher dem Atheismus als 
Grundlage des „Jungen Deutſchland“ das Uebergewicht verſchafft habe. 
M art war es welcher ſich äußerte: „Oh! könnte ich doch große Laſter, 
blutige, ungeheure Verbrechen ſehen, vorausgeſetzt, daß ich nicht mehr 
dieſe überlebte Tugend ſehen dürſe, welche mich langweilt, und dieſe 
alltägliche Allerweltsmotal.“ 

Die Freiheitsapeſtel befehden ſich von beiden Seiten ehne alle 
Spur von Bruderſinn. „Die Ariſtekratie des „Jungen Dentſchland“, 
ſagt Hr. Hennequin, überſchüttet die Lehrer, die Lehren und die 
Thoren des Communismus mit der Fülle ihrer Verachtung und ihres 
Spettes.“ Aber die Einen wie die Andern find vellkemmen einig, 
wenn es gilt, für ihr perſonliches Wehlergehen auf dieſer Erde, den 
Grund zu legen. So jagt Weitling in feinen Buche: „Das 
Armeſünder- Evangelium“: „Wir wollen Oſtern nicht mit gefalteten 
Händen, mit gebeugtem Haupte und auf die Kniee hingeſunken 
feiern; ſondern vor dem Oſterlamm an großen Tafeln ſitzend und ins⸗ 
geſammt luſtig nach Wein, Bred, Milch, Erdäpfeln, Fleiſch und 
Fiſchen zugreifend. Wir wellen alle dieſelben Freuden genießen.“ 

Marr's Naturell iſt ſchon viel perſönlicher; ihn beſchäftigt 
weit mehr ſein eigener Egoismus. Die von Henneguin mitge⸗ 
theilten Auszüge aus Briefen von ſeiner Hand, legen die ſchmutzigſte 


Geſinnung (Conismus) an den Ta 
ſchen Blättern mitgetheilten Armſeligkeiten franzböſiſcher Vie er 


rer nicht das Waſſer reichen. „Ich erwarte,“ ſchreibt er an ſeinen 
Freund Döblecke „mit Zittern eine Antwort von Wien in Betreff e 


den Füßen ſchwindet, ſo gehe ich auf Ehre nach Algerien. g 
wahrhaftig, lieber Dölecke, durchaus —— ke ach la 
ſetzen, daß ich einen Platz in La Chaux-de-Fonds erobere; Vin⸗ 
nen Jahresfriſt will ich ein Mädchen ergattern, die Thalers hat. 
Dann wellen wir eine Preſſe aufſtellen, eine £ eitung gründen und 
ich will mir einen Namen machen, der alle ſchwarzen Bücher des 
deutſchen Bundesſtaates verdunkeln ſoll. Merkſt du was, ich wüßte 
nicht, wozu ich um Nichts und wider Nichts Märtyrer werden ſollte. 
Wir müſſen unſere Proſelytenmacherei beſſer einrichten. Wir wollen 
unſere Cemmuniſten immer vorwärts tteiben; wenn ſie ihre dürren 
Lehren ins Leben einführen, ſo arbeiten ſie für unſeren Nutzen und 
bringen die ganze bürgerliche Geſellſchaft in gehsrigen Schweiß.“ Und 
am 15. Febr. 1844; „Wenn es ſich nicht durchſetzen läßt, 11105 
Sommer Alles in die Luft zu ſprengen, Te ziehe ich mich zurück. 
Wenn's dahin kommt, nur eine 100,000 Franken; und eine hübſche 
Frau, und ich bin der glücklichſte Menſch.“ Te 
Kulmann beſchäftigte ſich mit einer Papier⸗Geldbank und 
der Vernichtung der nichtswürdigen baaren Capitalien. Nachdem er 
lange Zeit her ein Syſtem verheißen, welches die ganze Welt ums 
wandeln, Alles kopfüberſtürzend den Nordpol zum Südpel umkehren 
olle, erſchien endlich ſein Buch: „Die Neue Welt,“ welches von 
Marr mit folgenden Worten begrüßt wurde: „Welche wahnwitzige 
Charlatanerie! Welch' ſchreckliches Mixpickel von dem Anter ange⸗ 
borigen Dummheiten und biblischen. Narrenspoſſen. Die Grundlage 
dieſes berufenen philoſophiſchen Syſtems beſteht in der Vernichtung 
alles baaren Geldes, daß durch Papiergeld erſetzt werden fell.“ 
Dennoch gewann Kulmann viele Anhänger. Bei einer gerichtlichen 
Unterſuchung in Neuchatel gaben Arbeiter die Erklärung ab, daß ſie 
Willens ſeien, nach Amerika auszuwandern, „um den Beweis 5 


die That zu liefern, daß die „Vernichtung dieſes nichtswürdigen 


des“ keine Narrheit, ſondern recht wehl möglich iſt.“ ; 

Auch noch einige anders qumlifieitte Urbifder des ſchweizeriſchen 
Cemmunismus und Radicalismus gleiten in Hennequin's Buche vor 
unſeren Augen vorüber, wie der Hechter Becker und der Prophet 
Albrecht. An ähnlichen Exemplaren fehlt es wol auch in Deuiſch⸗ 
land nicht, und daher kaun für eine zweite Beſprechung, ſefern es die 
Zeit erlaubt, ſo leicht keine Verlegenheit durch Mangel an Stoff eins 
treten. (Jeurn. d. Deb.) 


Mit einem Beiblatt. 


Auſtellung, um welche ich dort gebeten; aber wenn mir an 
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Beiblatt zur Lauſitzer Zeitung 


Görlitz, Dinstag den 5. März 1850. 
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Lauſitzer Nachrichten. 

Görlitzi, 3. März. Rösler von Oels (aus Görlitz) iſt glücklich in 
St. Gallen angekommen. Das dankt er lediglich feiner entſchloſſenen, klugen 
Frau, welche im Beiſein der Gefaͤngnißwärter ein verabredetes Zeichen zu 
geben wußte, daß alle Anſtalten zu ſeiner Rettung getroffen ſeien. 
ſchwebt noch vieles Dunkel über der ganzen Geſchichte. Feſtungscommandant 


Görlitz, 1. März. Unglücksfall. Geſtern verunglückte auf hieſiger 
Neißbrücke die Seidenberger Botenfrau Kahle, welche ruhig auf dem Fuß⸗ 
ſteige der Brücke ging, dadurch, daß der Mühlhelfer der hieſigen Dreiraden⸗ 
Mühle zu raſch und gewaltſam zwiſchen die Wagenreihen fuhr. In Folge 
deſſen zerbrach das Rad des benachbarten Wagens, das Pferd deſſelben ſtürzte 
und leider gerade auf die arme Frau, die jedoch mit einigen Quetſchungen 
der Bruſt und der Füße davonkam. 


Görlitz, 3. März. Unglücksfall. Am 1. März Nachmittags wurde 
auf der Ober-Ludwigsdorfer Feldmark eine unbekannte männliche Perfon, 
gut bekleidet, an einem Kirſchbaume erhängt vorgefunden. Die alsdald vor— 
genommenen Rettungsverſuche ſind erfolglos geblieben. 


Görlitzer Jäger in Baden. Ein nenes militäriſches 
Ehrenzeichen ganz eigener Art hat kürzlich der Prinz von Preußen bei 
feiner Anweſenheit in Offenburg verliehen, wo er das fünfte Jäger⸗ 
Bataillon inſpieirte. Die „Wehrzeitung“ erzählt das fo: „Am Tage 
nach dem Gefechte bei Ladenberg, am 22. Juni, als die dritte Com⸗ 
pagnie von dem Bahnhofsgebäude die ungefähr 300 Schritte davon 
entfernte, auf der Eiſenbahnbrücke erbaute feindliche Verſchanzung bes 
ige „ fuhr eine Kanonenkugel dem Jäger Merkel gerade durch den 

Kamen und nahm die äußere Seite deſſelben, die eine Hand 


des Kochgeſchirres und die ſämmtlichen im Dachs befindlichen Effeeten 


zur Hälfte mit. Merkel ſtand in einer Stube am Fenſter, lud gerade 
ſeine Büchſe und war mit linksum nicht weit genug hinter die Wand 
getreten. Der Schuß drehte ihn, ohne alle Verletzung, blitzſchnell 
herum, und da der Gelroffene glaubte, fein Nebenmann habe ihm 
einen heftigen Schlag gegeben, ſo fuhr er dieſen gewaltig über den 
ſchlechten Scherz im Dienſte an. Der Prinz von Preußen, der da⸗ 
von hörte, hat nun befohlen: daß der Jager Merkel den durchſchoſ— 
jenen Dachs⸗Ranzen unverändert weiter tragen ſoll.“ (Bresl. 3.) 


Aſſiſe n. 
Sitzung vom 27. Februar 1850, 
Präſident des Gerichtshofs: Director König. 
Richter: Paul, Haberſtrohm, zur Hellen, v. Kampp, 
Kreisgerichtsräthe; 
Staatsanwalt: Hoffmann, Juſtizrath; 
Gerichtsſchreiber: Hoffmann. 


Der zweite Fall betrifft den Tagearbeiter Johann Trau— 
gott Marſchall aus Ober Lichtenau. 

Als Geſchworene fungiren: 

1) Gutsbeſitzer Lücke, 2) Pächter Fieinus, 3) Scholz Herr 
mann, 4) Gutsbeſitzer Thiele, 5) Rittmeiſter v. Annes ley, 
6) Tuchfabrikant Matthaeus, 7) Vorwerksbeſitzer Jäkel, 
8) Gutsbefiger v. Steinbach, 9) Kaufmann Heinze, 10) 
Gursbejiger Lehmann, 11) Oberſtlieutenant v. Seegenberg, 
12) Schornſteinfegermeiſter Keller. 

Vertheitiger: Hr. Rechtsanwalt Wildt. 

Während der Vereidung der Geſchworenen iſt der Angeklagte 
nicht zugegen; der Staatsanwalt beantragt deshalb nochmalige Ver— 
eidung, welche vom Gerichtshof für unnöthig gehalten wird, da die 
Abweſenheit des Angeklagten bei der Vereidung keinen Grund zur 
Nichtigkeitsbeſchwerde gebe. 

Marſchall, 65 Jahre alt und ſchen 5 Mal wegen Dieb⸗ 
ſtahls beſtraft, ſteht unter der Anklage eines vierten kleinen gemeinen 
Diebſtahls. Seine Erſcheinung bietet ein klägliches Bild von korper⸗ 
licher und geiſtiger Schwäche dar. 

Am 14. Septbr. v. J. fand ſich die verw. Schmidt bei 
der verehel. Schubert in Lauban ein und entfernte ſich mit dieſer 
unter Zurücklaſſung eines Sacks „Dornblut“ gezeichnet, 4 Sgr. werth, 
auf dem Hausflur. 

Die Tochter der Schubert, Henriette, bemerkt inzwiſchen 
daß Jemand den Hausflur betreten habe. Sie eilte auf dieſen, und 


Doch 
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findet, daß der Sack nicht mehr vorhanden iſt und ein Mann von 
ihrem Hauſe forteilt. Sie läuft ihm nach und trifft ihn bei der 
verehel. Teſchner, der er einen Sack zum Verkauf anbietet. Um 
Hülfe zu holen entfernt ſie ſich, findet aber beim Zurückkehren weder 
den Angeklagten noch den Sack vor. Am Tage darauf ward ange⸗ 
zeigt, daß Marſchall einen Sack geſtohlen. Der Ortsbote Kobelt, 
welcher deshalb bei Marſchall Hansſuchung halten fell, kommt zu⸗ 


fällig zum Ackerbürger Hilbig, wohin nun Marſchall geholt witd. 


Hier geſteht Marſchall den Sackdiebſtahl und daß er den 
Sack an die werehel. Wieſenkütter verkauft habe. Bei dieſer 
wird der Sack auch gefunden. ein, 

Marſchall erklärt ſich in der heutigen Sitzung des Dieb— 
ſtahle für ſchuldig. 

Es werden ihm hierauf feine gerichtliche Ausſagen vorgeleſen. 
Auf wiederholte Frage des Vorſitzenden bekennt er ſich für ſchuldig. 

Der Vertheidiger hält dies Geſtändniß nicht für vollkommen quali» 
ficirt und gültig und beantragt noch einige Erörterungen. Der Staats⸗ 
anwalt motivirt die entgegengeſetzte Anſicht durch die Ausſagen der 
Zeugen in der Vorunterſuchung, welche mit dem Geſtändniß des 
Marſchall übereinſtimmen. Der Gerichtshof beſchließt hierauf die 
Beweisaufnahme nach dem Antrag des Vertheidigers, nachdem der 
Angeklagte auf ſpecielles Befragen des Vorſitzenden ein nicht vollſtän— 
diges Bekenntniß abgelegt. 

Die verwittwete Schmidt, die verehel. Teſchner, der Bote 
Kobelt recognosciren, als Zeugen den Sack und den Angeklagten 
und wiederholen ihre Ausſagen, wie ſie in der obigen Darſtellung 
ſchon enthalten ſind. ‚ \ ö 

Der Staatsanwalt beantragt das „Schuldig.“ 

Die Vertheidigung ſucht hierauf auszuführen, daß der Ange- 
klagte unzurechnungsfähig und demnach nicht ſchuldig ſei. 

Die Antwort der Geſchworenen auf die Frage: 

Iſt der Angeklagte ſchuldig, am 14. Septbr. v. J. aus dem 
Hausflur des Schubertſchen Hauſes zu Lauban einen Sack 
Gewinnshalber heimlich entwendet zu haben? 
lautet durch den Obmann, Gutsbefiger Lucke mit 7 gegen 5 Stim⸗ 
men: Nein, der Angeklagte iſt nicht ſchuldig. ; 

Marſchall wird hierauf vom Gerichtshof freigeſprochen und 
entlaſſen. 

Jedenfalls hat die Humanität hier über ein Geſetz, welches 
beſonders in dieſem Fall ſehr hart erſcheinen mußte, den Sieg davon 
getragen. 


Verhandlungen der Stadtverordneten zu Görlitz 
in der öffentlichen Sitzung vom 1. März 1850. 


Das Bürgerrecht erhielten: der Tapezirer Teſch, der Hausbeſitzer Gring⸗ 
muth, der Haderſammler Richter und der Deſtillateur Abra h. Davis. 

Es wurden einige Verpachtungen von Wieſen und Neuland genehmigt, 
zwei Wittwen in Nieder-Biela und Penzig Unterſtützungen von reſp. 4 und 
2 Thlr. bewilligt, und die Klageanſtellung gegen 4 Pachtgeld-Reſtanten be⸗ 
ſchloſſen, letzteres mit dem Beifügen, gegen ſäumige Pachtgeldzahler ſtreng 
nach dem Pachteontract zu verfahren. 

Der Etat der Waiſen-Anſtalt war im vorigen Jahre durch verſchiedene 
Mehrausgaben um 71 Thlr. 26 Sgr. 2 Pf. überſchritten worden, welcher 
Betrag nachbewilligt wurde. 

Gegen anderweitige Verpachtung der abgelaufenen Jagdpacht auf den 
Hospitalfeldern fand ſich nichts zu erinnern. b 

Behufs Anlegung vollſtändiger Cataſter find mehrfache Vermeſſungen er 
forderlich, welche 2 Unterförſtern gegen eine billige Vergütung übertragen 
werden ſollen, weshalb die Anſchaffung der nöthigen Meß- Inſtrumente im 
Betrage von 108 Thlr. 15 Sgr. genehmigt wurde. 

Der Wunſch des Unterförſter Schuſter in Penzighammer, 4 Morgen 
entfernt von ſeiner Wohnung gelegenes Dienſtland gegen eine gleiche Fläche 
in größerer Nähe zu vertauſchen, wurde gewährt. 

Das Kirchen = Collegium hatte Bedenken getragen, einem Antrage der 
Verſammlung dahin zu entſprechen, die Collecten- Becken ſchon zu Anfang 
des Gottesdienſtes an den Kirchthüren aufzustellen, und als Abhilfe die Ver— 
mehrung der Beckenhalter vorgeſchlagen; da dieſe Maaßregel jedoch eine Mehr: 
Ausgabe von 9 Thlr. jährlich nach ſich gezogen haben würde, ſo wurde hierauf 
Verzicht geleiſtet. - 

In Folge eines vorläufig erſtatteten Berichtes über die an mehreren 
Punkten erlittenen Waſſerſchäden wurden nähere Mittheilungen und Anſchläge 
erbeten, um ſolche baldigſt durch eine beſondere Deputation prüfen zu laſſen. 

Den wichtigſten Gegenſtand der Verhandlungen bildete unzweifelhaft die 
Theaterfrage. Es waren 2 Projecte, vom Baumeiſter Fiſcher und vom 
Maurermeiſter Kießler, eingegangen. Die zahlreiche zur Prüfung derſelben 
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ernannte gemiſchte Deputation hatte ſich für das Kießler'ſche Project ent- 
ſchieden, und wurde ſolches auch von der Verſammlung angenommen. Einige 
Beſorgniſſe über den auf dem Demianiplatze anzutreffenden Baugrund waren 
bereits durch die Verſicherung genauer und ſorgfältiger amtlicher Unterſuchung 
behoben worden, und der Zweifel, ob auch die durch Zeichnungen und An⸗ 
ſchläge mit 35,220 Thlr. 7 Sgr. 3 Pf. berechneten Koſten bei der Ausführung ſich 
nicht um ein Erhebliches vermehren dürften, fand ſeine Erledigung durch die 
in Folge desfallſiger Aufforderung vom anweſenden Herrn Kießler abgege— 
bene Erklärung, für die erwähnte Summe, dem Anſchlage gemäß, den Bau 
gut und tüchtig ausführen zu wollen. Verſammlung aceeptirte dies Anerbieten, 
und beſtätigte die zeitherige Deputation, ihr zugleich die Controlle während 
des Baues übertragend. Von der früheren Idee, die Geldmittel durch Actien— 
zeichnung zu beſchaffen, wurde aus mehrfachen Gründen abgeſehen, um fo 
mehr, als die Commune den größten Theil der mit etwa 12,000 Thlr. bes 
rechneten Bau-Materialien ſelbſt zu liefern vermag. Wir dürfen daher, wenn 
nicht ganz beſondere Hinderniſſe ftörend einwirken ſollten, uns der Hoffnung 
hingeben, in einem der Stadt zur Zierde gereichenden Gebäude ſchon nächſten 
Winter, wenn auch vielleicht nicht gerade die neue Oper, den Propheten, 
doch wenigſtens andere theatraliſche und muſikaliſche Werke größerer Art, als 
zeither möglich war, zur Aufführung gelangen zu ſehen, und wäre ſomit eine 


Angelegenheit, welche geraume Zeit das Publikum in nicht geringer Spannung 
erhalten hat, auf eine hoffentlich alle Meinungen befriedigende Art und Weiſe, 
mit verhältnißmäßig nicht allzu großen Opfern zur Löſung gebracht worden. 


An die Stelle des zum Stadtrath erwählten Herrn Mitſcher wurde der 
zeitherige Stellvertreter, Klempnermſtr. Herr Winkler, als wirklicher Stadt⸗ 
verordneter einberufen, und der erledigte Poſten des Vorſteher- Stellvertreters 
durch Herrn Kießler, fo wie derjenige des Protokollführer- Stellvertreters 
durch Herrn Ad. Krauſe auf Grund vollzogener Abſtimmung neu beſetzt. 


Zum Schluſſe richteten ſich die Blicke der Verſammlung auf den ehemals 
Brader'ſchen Garten hin. In Betracht, daß dieſer große freie Platz, von 
Gebäuden und Bäumen gänzlich entblößt, eine Art unfruchtbarer Wüſte dar⸗ 
ſtellt und keinen Ertrag, als den höchſt unbedeutenden aus der Grasnutzung 
erzielten, darbietet, die Verwendung dieſer Fläche zu einem Marktplatz aber 
noch in nebelgrauer Ferne liegen dürfte, neigte man ſich zu der Anſicht hin, 
durch Verpachtung in Parcellen kleine Garten- Anlagen ze. entſtehen zu ſehen, 
und demnach, das Angenehme mit dem Nützlichen verbindend, nächſt einer 
freundlicheren Anſicht auch eine größere Einnahme zu erlangen, weshalb der 
Magiſtrat erſucht wurde, baldigſt dieſen Gegenſtand durch geeignete Vorſchläge 
nochmals zur Berathung zu bringen. 


Bekanntmachungen. 


458] Höherer Anordnung gemäß ſoll Behufs der Wahl der Abgeord⸗ 
neten zur erſten Kammer alsbald zur Wahl der Wahlmänner geſchritten 
werden. Die Wahlformen ſind durch das interimiſtiſche Wahlgeſetz vom 
6. December 1848 beſtimmt. Stimmberechtigt find diejenigen Preußen, 
welche 30 Jahre alt ſind, einen jährlichen Klaſſenſteuerſatz von 8 Thlr. zahlen 
oder bei dem Beſtehen der Klaſſenſteuer zu * haben würden, oder 500 Thle. 
jährliches Einkommen oder einen Grundbeſitz von mindeſtens 5000 Thlr. ha⸗ 
ben, und ſeit 6 Monaten am Wahlort wohnen oder ſich aufhalten und nicht 
den Vollgenuß der bürgerlichen Rechte entbehren. Diejenigen Stimmberech⸗ 
tigten, welche 8 Thlr. Klaſſenſteuer zahlen oder von uns bei den Wahlen zur 
Volkskammer in dieſer Höhe eingeſchätzt worden, werden wir von Amtswegen 
in die Wählerliſte verzeichnen. agegen haben alle Diejenigen, welche die- 
fen Satz an Klaſſenſteuer nicht entrichten oder nicht mit 8 Thlr. Steuer klaſ⸗ 
ſifieirt worden ſind und ſich dennoch nach vorſte hey a ee 
berechtigt 1 ſich zur Aufnahme in die Urwählerliſten der erſten Kammer 
binnen fpäteftens 3 Tagen, mit Angabe ihrer Wohnungs- und Bezirksnum⸗ 
mer, ſowie ihres Alters, ſchriftlich oder im Stadtſeeretariat mündlich anzu⸗ 
melden, widrigenfalls fie nicht in die Wählerliſten aufgenommen werden könn⸗ 
ten. Nach erfotgter Prüfung und Berichtigung werden die Liſten offen aus— 
gelegt werden. Görlitz, den 28. Febr. 1850. 

1 Der Magiſtrat. 


[159] 
im Locale der 


Die öffentlichen Schulprüfungen werden an den nachbenannten Tagen 
Mädchenſchule auf dem Fiſchmarkt abgehalten werden. 


1. Volks ſchul e. 
2 Fade den 8. März o. Vorm. von 8—12, Nachm. von 2—4 Uhr. 
Eombinirte Mädchenklaſſen, 

Montag d. 11. März Vorm. von 9—12, Nachm. von 2—5 Uhr. 
Nieolaiſchule, Dinstag d. 12. März ⸗ = 812, = . 
Bürgerſchule, Mittwoch d. 13. März = = 9-12, = 3 

rauenſchule, Freitag d. 15. März = = 9-12, = Er 
rmenſchule, Sonnabend d. 16. März ⸗ = 8—12, 
St. Annenſchule, Montag d. 18. März = = 8-12, >» 5 
u. adhenfhule, 
Dinstag d. 26. Mi = = 8-12, « 3 
Mittwoch d. 27. März ⸗ = 8—12 Uhr 


Die Gymnaſialprüfungen werden 
Freitag den 22. März in Quarta Vorm. von 8—10 Uhr, 
in Tertia * = 10—12 = 
in Secunda Nachm.- 2—4 
und Montag den 25. März in Prima Vorm. von 9—11 und Nachm. 
8 von 2—4 Uhr 
Jin den gewöhnlichen Localien des Gymnaſti abgehalten. 
Görlitz, den 28. Februar 1850. Der Magiſtrat. 


[160] Der Oberpfarrer und emeritirte Kgl. Superintendent Lehmann 
zu Meffersdorf hat in feinem Teſtamente de pupl. den 6. Februar a. c. dem 
Waiſenhauſe zu Görlitz 100 Thlr. legirt, in dankbarer Erinnerung an dieſe 
Anſtalt, deren Zögling er ſelbſt geweſen iſt. Gern bringen wir dies zur 
offentlichen Kenntnip. _ 5 

Görlitz, den 25. Februar 1850. Der Magiſtrat. 
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[164] Die Abnahme und Anfuhr des bei der öffentlichen Straßenreini⸗ 
gung gewonnenen Düngers ſoll in Entrepriſe gegeben werden. — Die Be⸗ 
dingungen liegen in der Rathskanzlei zur Einſicht aus. 

Diejenigen, welche auf die Abfuhr und Abnahme des Düngers ein⸗ 
gehen wollen, werden veranlaßt, ihre Erklärungen, zu welchem Preiſe ſie 
den Deus unter den geftellten Bedingungen übernehmen wollen, in ver⸗ 
ſiegelten Submiſſions = Erklärungen bis zum 

15. März d. J. 
in der Rathskanzlei niederzulegen. 


Görlitz, den 2. März 1850. Der Ma giſtrat. 


[157] Für das Nachtwächter-Perſonal ſollen 

24 Paar fahllederne lange Stiefeln 

im Wege der Submiſſion beſchafft werden. Diesfällige Submiſſionen find 

bis zum 15. März d. J. in unſerer Rathskanzlei abzugeben. 
Görlitz, den 24. Febr. 1850. Der M a gi ſtrat. 


10% Nutzholz⸗Verkauf. 


Kommenden Freitag, den 9. März, ſollen in dem Liebſteiner 
Dominial⸗Forſt 500 Stück eichene, birkene und kirſchbaumne 


Fee ee Kar er A. d cr Nd er ber 


herrſchaftlichen Hofe einzufinden. — 
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In der Webergaſſe No. 405. iſt die Ober⸗Et i 

Oſtern an zu vermiethen. Das Nähere zu eiffägen eisernen ano 
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[163] Obermarkt No. 106. iſt 
mit und ohne Meubles zu vermiethen 


im Hinterhauſe eine bequeme Wohnung 
und künftigen 1. April zu beziehen. 


Literariſche Anzeigen. 


Bei G. Heinze & Comp., Oberlangengaſſe No. 185., 


iſt zu haben: 


Triedrich der Große, 
geſchildert als Menſch, „Regent und Feldherr. 


— ine 
Geſchichte des Preußiſchen Staats 
während der Dauer feiner Regierung. 
Von 
E Dr. Fr. Förſter. 
Vollſtändig in 15 Lieferungen a 4 Bogen, jede mit einem Kunſtblatt. 
Preis einer Lieferung: 5 ſgr. 
Sollte das Werk ſtärker als 60 Bogen werden, ſo werden die 


= 
übrigen Bogen gratis geliefert. — Bis 1. Juli wird das vollſtändi = 
ſcheinen garantirt N ua N ee 


Berliner Revolutionschronik. 


Vollſtändige und ausführliche Darſtellung 
der 
Berliner Zuſtände und Ereigniſſe 


vom Februar bis November 1848. 
Mit Benutzung ſämmtlicher vorhandenen Quellen, ſowie vieler 
mündlicher Berichte und handſchriftlicher Mittheilungen. 
Vollſtändig in circa 20 Lieferungen, à 3 Bogen, 
Preis einer Lieferung: 7} ſgr. 


Schnellpreſſendruck von G. Heinze u. Comp. 


